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1. Auftrag

Auftraggeber und Auftragsabgrenzung

Der Vorstand der 

Commertunity AG,

- nachfolgend auch kurz "Gesellschaft" genannt -

beauftragte uns, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 aus den uns über unsere Mit wirkung an der

Buch führung hinaus vorgelegten Be le gen, Bü chern und Bestandsnach weisen, die wir auf trags gemäß nicht

ge prüft haben, un ter Be rück sichti gung der erteil ten Auskünfte nach gesetzlichen Vor gaben und nach den in -

ner halb die ses Rah mens lie gen den An wei sungen des Auftragge bers zur Aus übung be stehen der Wahl rechte

zu ent wi ckeln. Diesen Auftrag zur Er stellung ohne Beur tei lungen haben wir in der Zeit vom 12. August 2025

bis zum 10. November 2025 in unseren Geschäfts räu men in Rostock durch ge führt.

Unser Auftrag zur Erstellung des Jahresabschlus ses umfasste keine über die Auf trags art hin aus ge hen den

Tätig kei ten und damit auch keine erweiterten Verantwortlichkeiten als Steuerberatungsgesellschaft.

Die Pflicht zur Aufstellung des Jahresabschlusses oblag der uns mit dessen Erstellung beauftragenden

gesetzlichen Vertretung der Gesellschaft, die über die Ausübung aller mit der Aufstellung verbundener

Gestaltungsmöglichkeiten und Rechtsakte zu entscheiden hatte.

Wir haben unseren Auftraggeber über solche Sachver halte, die zu Wahl rechten führten, in Kenntnis ge setzt

und von ihm Ent scheidungsvorgaben zur Ausübung von materiellen und formellen Gestal tungsmög lich kei -

ten (Ansatz-, Bewer tungs- und Ausweiswahlrechten) so wie Ermessensent scheidun gen ein ge holt.

Nach den in § 267 HGB angegebenen Größenklassen ist die Gesellschaft eine kleine Gesellschaft.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses wurde von den größenabhängigen Erleichterungen der 

§§ 267 i. V. m. 276, 274a, 284, 288 HGB Gebrauch gemacht.

Eine Offenlegung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2023 sowie der anderen notwendigen Un ter la -

gen ist noch nicht erfolgt.

Der uns erteilte Auftrag zur Erstellung des Jahresabschlusses umfasste alle Tätigkeiten, die erforderlich wa -

ren, um auf der Grundlage der Buchführung und der Inventur sowie der eingeholten Auskünfte zu An satz-,
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Aus weis- und Bewertungsfragen und der Vorgaben zu den anzuwendenden Bilanzierungs- und Be wer -

tungsme thoden unter Vornahme der Abschlussbuchungen den handelsrechtlich vorgeschriebenen Jahres-

ab schluss, bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang, zu erstellen.

Bei der Auftragsannahme haben wir von unserem Auftraggeber ausbedungen, dass uns die für die Auf trags -

durch füh rung be nö tig ten Un ter la gen und Auf klärun gen voll stän dig gegeben wer den.

Allgemeine Auftragsbedingungen

Für die Durchführung des Auftrags und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im Verhältnis zu Dritten, die

verein barten und die sem Be richt als Anlage beigefügten "Allgemeinen Auftragsbedingungen" vom

Januar 2025 maßgebend.

Auftragsdurchführung

Im Rahmen der Erstellung des Jahresabschlusses und bei unserer Berichterstattung hierüber haben wir die

ein schlä gi gen Normen unserer Berufsordnung und unsere Berufs pflich ten be ach tet, dar unter die Grund sät ze

der Unabhängigkeit, Gewissenhaftigkeit, Verschwiegenheit und Ei gen ver antwort lich keit (§ 57 StBerG).

Die Erstellung des Jahresabschlusses erfolgte unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften des Handels-

und Steuerrechts sowie der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung. Als Erstellungsunterlagen dienten

die Buchhaltungsunterlagen, die vollständigen Belege, Bestätigungen/Kontoauszüge der Kreditinstitute

sowie das gesamte Akten- und Schriftgut der Gesellschaft.

Nicht zur Erstellung des Jahresabschlusses gehören die erforderlichen Entscheidungen über die Ausübung

materieller und formeller Gestaltungsmöglichkeiten (Ansatz-, Bewertungs- und Ausweiswahlrechte sowie Er -

messensentscheidungen). Bestehende Gestaltungsmöglichkeiten wurden von uns im Rahmen der Er stel lung

nach den Vor gaben des Kaufmanns bzw. der gesetzlichen Vertreter ausgeübt.

Entsprechendes gilt für Entscheidungen über die Anwendung von Aufstellungs- und Offenlegungserleichte-

run gen des Jahresabschlusses für kleine und mittelgroße Gesellschaften.

Wir haben unseren Auftraggeber darüber hinaus über gesetzliche Fristen zur Aufstellung, Fest stel lung und

Of fenle gung des Jah res ab schlus ses aufgeklärt.
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Die Erstellung des Jahresabschlusses erforderte von uns die Kenntnis und Beachtung der hierfür gel ten den

ge setz li chen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung, einschlägiger Be -

stim mun gen der Satzung sowie der einschlägigen fachlichen Verlautbarungen.

Von dem Vorstand wurde uns in einer berufsüblichen Vollstän dig keitserklärung versichert, dass in der Bi lanz

alle bi lanzierungspflichtigen Vermögenswerte, Verbindlich kei ten und Wagnisse der Gesellschaft voll stän dig

und richtig enthal ten sind.
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2. Grundlagen des Jahresabschlusses

Buchführung und Inventar, erteilte Auskünfte

Für die Gesellschaft besteht nach § 238 HGB Buchführungspflicht.

Die (Anlagen-)Buchführung für den Zeitraum Januar bis Oktober 2025 wurde auf den EDV-Systemen des

Vorberaters erstellt. Für die Monate November und Dezember 2025 auf unseren. Die jeweils dabei

eingesetzte Software (Kanzlei-)Rechnungswesen der DATEV eG erfüllt nach einer Bescheinigung der 

EY GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vom 28.03.2024 die Vor ausset zun gen für ei ne ord -

nungs mä ßige Fi nanzbuch füh rung und Ent wick lung des Jahres abschlusses.

Die Lohn- und Gehaltsbuchführung wurde auf den EDV-Systemen des Vorberaters erstellt. Die dabei einge -

setzte Softwa re Lohn im RZ mit LODAS der DATEV eG erfüllt nach ei ner Be scheinigung der Ernst & Young

GmbH vom 01.04.2019 die Vor aus set zungen für ei ne ord nungs mä ßi ge Lohn- und Gehaltsbuchführung.

Feststellungen zu den Grundlagen des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss wurde auf unseren EDV-Systemen erstellt. Die dabei eingesetzte Software

Kanzlei-Rechnungswesen der DATEV eG in Nürn berg erfüllt nach einer Bescheinigung der EY GmbH & Co.

KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vom 28.03.2024 die Vor aus set zungen für eine ord nungsmäßige Fi nanz-

buch füh rung und Ent wick lung des Jah res abschlusses.

Die Gliederung des Jahresabschlusses entspricht den Vorschriften des HGB unter besonderer Beachtung der

§§ 266 und 275 HGB. Das Anlagevermögen ist in einem Bestandsnachweis ordnungsgemäß entwickelt.

Die geltenden handelsrechtlichen Bewertungsvorschriften wurden unter Berücksichtigung der Fortführung

der Unternehmenstätigkeit beachtet. Die auf den vorhergehenden Jahresabschluss ange wandten 

Bewer tungs methoden wurden beibehalten.

Allen am Bilanzstichtag bestehenden Risiken - soweit sie bis zur Aufstellung des Jahresabschlusses er -

kennbar waren - ist durch die Bildung ausreichender Rückstellungen und Wertberichtigungen Rechnung ge -

tragen. Soweit solche Risiken nach dem Bilanzstichtag entstanden sind, wird auf sie im Anhang verwiesen.

Der Anhang enthält die vorgeschriebenen Erläuterungen zu den einzelnen Posten der Bilanz und der 

Ge winn- und Ver lust rechnung - soweit sie nicht bereits dort gemacht wurden - und er gibt die sonstigen

Pflicht anga ben richtig und vollständig wieder. 
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3. Rechtliche und steuerliche Verhältnisse

Rechtliche und wirtschaftliche Grundlagen

Firma Commertunity AG

Gründung 24.01.2022

Sitz Hamburg

Anschrift Charlottenstraße 43,
c/o Naschke und Partner Rechtsanwälte,
10117 Berlin

Registereintrag letzmals geändert am 04.06.2025 

Satzung Gültig in der Fassung vom 25.04.2023

Geschäftsjahr 01.01.-31.12.

Gegenstand des Unternehmens Der Erwerb, das Verwalten und Veräußern von Beteiligungen an
Unternehmen - ausschließlich im eigenen Namen und auf eigene
Rechnung und nicht als Dienstleistung für Dritte - im Sinne eines
international agierenden Handelsunternehmens mit dem Fokus auf
den Erwerb, die Entwicklung und die Verwaltung von Marken und
Geschäftsmodellen im Internethandel, ferner die Unterstützung
und Beratung der Beteiligungsunternehmen sowie die Erbringung
von genehmigungsfreien Dienstleistungen gegenüber den
Beteiligungsunternehmen und Dritten, insbesondere in den
Bereichen Unternehmenssteuerung, Marketing, Rechnungswesen
und Finanzberichterstattung. Genehmigungspflichtige Tätigkeiten
werden nicht ausgeübt.

Grundkapital EUR 2.000.000,00

Vorstand Oberhof, Wanja, Berlin, *13.04.1986

Aufsichtsrat Dr. Heilemann, Karsten, Berlin

Jargal, Hazem, Berlin

Hirsch, Achim, Berlin

Steuerliche Verhältnisse

Die Gesellschaft wird beim Finanzamt Berlin für Körperschaften IV unter der Steuernummer 30/253/52267

geführt und unterliegt auf Grund der Tätigkeit der Körperschaft-, Gewerbe- und Umsatzsteuer. Die

Gesellschaft unterliegt der Regelbesteuerung des Umsatzsteuergesetzes. 
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4. Pflicht zur Information des Auftraggebers

Bei der Durchführung des Erstellungsauftrags haben wir Folgendes festgestellt, auf das wir im Rah men

unserer Pflicht zur Information des Auftraggebers hinweisen:

Die Gesellschaft ist zum Bilanzstichtag bilanziell überschuldet. Der nicht durch Eigenkapital gedeckte

Fehlbetrag beläuft sich auf TEUR 26.704. Es liegt ein selbstständiges und unwiderrufliches

Garantieversprechen seitens der Gesellschafter in Höhe von bis zu EUR 75.000 vor, für das ein Rangrücktritt

vereinbart wurde. Durch das gewährte Zahlungsversprechen in Verbindung mit dem vereinbarten 

Rangrücktritt besteht keine Überschuldung im insolvenzrechtlichen Sinne.
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5. Bescheinigung

Nach dem Ergebnis unserer Erstellung haben wir dem als Anlagen 1 bis 3 bei ge füg ten 

Jah res abschluss der Commertunity AG, Berlin, zum 31. Dezember 2024 die folgende Be schei ni gung er teilt, die

von uns an die ser Stel le wie der gege ben wird:

Bescheinigung der Steuerberatungsgesellschaft über die Erstellung des Jahresabschlusses

An die Commertunity AG,

Wir haben auftragsgemäß den nachstehenden Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und

Verlustrechnung sowie Anhang – der Commertunity AG für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2024 bis 

31. Dezember 2024 unter Beachtung der deut schen handelsrechtli chen Vorschriften und der ergänzenden

Bestimmungen der Satzung er stellt.

Grundlage für die Erstellung waren die unter unserer Mitwirkung geführten Bücher und die uns darüber

hinaus vorge leg ten Be lege und Bestandsnachweise, die wir auftragsgemäß nicht geprüft haben, sowie die uns

er teil ten Aus künf te. 

Die Buchführung sowie die Aufstellung des Inventars und des Jahresabschlusses nach den deutschen han -

delsrechtlichen Vorschriften liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft.

Wir haben unseren Auftrag unter Beachtung der Verlautbarung der Bundessteuerberaterkammer zu den

Grundsätzen für die Erstellung von Jahresabschlüssen durchgeführt. Dieser um fasst die Ent wicklung der Bilanz

und der Ge winn- und Ver lust rechnung sowie des Anhangs auf Grundlage der Buch füh rung und des Inventars

sowie der Vor ga ben zu den an zuwen denden Bi lanzierungs- und Bewer tungsme tho den.

Rostock, den 10.11.2025

Coup Sieben Steuerberatungsgesellschaft mbH

Hannes Sennewald Susanne Bentz
Steuerberater Steuerberaterin
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BILANZ zum 31. Dezember 2024

AKTIVA

 
Geschäftsjahr

EUR
Vorjahr

EUR
 

A. Anlagevermögen
 

I. Immaterielle Vermögensgegen-
stände 6.204,00 10.151,00

II. Sachanlagen 384,00 713,00
III. Finanzanlagen 0,00 28.001,00

6.588,00 38.865,00
 

B. Umlaufvermögen
 

I. Forderungen und sonstige Vermö-
gensgegenstände 37.429,24 57.030,96

II. Kassenbestand, Bundesbankgut-
haben, Guthaben bei Kreditinsti-
tuten und Schecks 626,44 110.902,85

38.055,68 167.933,81
 

C. Rechnungsabgrenzungsposten 5.048,84 5.427,57
 

D. Nicht durch Eigenkapital
gedeckter Fehlbetrag 26.703,51 0,00

 

76.396,03 212.226,38

PASSIVA

 
Geschäftsjahr

EUR
Vorjahr

EUR
 

A. Eigenkapital
 

I. Gezeichnetes Kapital 2.000.000,00 2.000.000,00
II. Verlustvortrag 1.995.134,87 43.965,25

III. Jahresfehlbetrag 31.568,64 1.951.169,62
nicht gedeckter Fehlbetrag 26.703,51 0,00

 

Summe Eigenkapital 0,00 4.865,13
 

B. Rückstellungen 12.970,63 79.627,15
 

C. Verbindlichkeiten 63.425,40 127.734,10
- davon mit einer Restlaufzeit bis

zu einem Jahr EUR 63.425,40 
(EUR 127.734,10)

 

76.396,03 212.226,38
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Commertunity AG
GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG vom 01.01.2024 bis 31.12.2024

Geschäftsjahr
EUR

Vorjahr
EUR

 
1. Rohergebnis 131.039,39 509.615,52

 

2. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 13.202,15 314.655,55
b) soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung 417,26 12.008,61
13.619,41 326.664,16

 

3. Abschreibungen
a) auf immaterielle Vermögensgegenstände

des Anlagevermögens und Sachanlagen 4.276,00 2.271,78
 

4. sonstige betriebliche Aufwendungen 160.269,97 453.219,42
 

5. Erträge aus Beteiligungen 16.000,00 70.000,00
- davon aus verbundenen Unternehmen 

EUR 16.000,00 (EUR 70.000,00)
 

6. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 320,90 2.334,80
- davon aus verbundenen Unternehmen 

EUR 320,90 (EUR 2.334,80)
 

7. Abschreibungen auf Finanzanlagen und
auf Wertpapiere des Umlaufvermögens 0,00 1.749.999,00
- davon außerplanmäßige Abschrei-

bungen auf Finanzanlagen EUR 0,00 
(EUR 1.749.999,00)

 

8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 806,55 496,58
- davon an verbundene Unternehmen 

EUR 789,05 (EUR 496,58)
 

9. Ergebnis nach Steuern 31.611,64- 1.950.700,62-
 

10. sonstige Steuern 43,00- 469,00
 

11. Jahresfehlbetrag 31.568,64 1.951.169,62
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I. Allgemeine Angaben zum Unternehmen

Die Commertunity AG mit Sitz in Berlin ist im Handelsregister des Amtsgerichts Hamburg unter der 

HRB 179725 eingetragen.

Die Gesellschaft weist zum Bilanzstichtag einen nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag in Höhe von

EUR 26.703,51 aus. Zur Sicherung der Liquidität und zur Vermeidung einer bilanziellen Überschuldung

haben die Gesellschafter mit Datum vom 20. Dezember 2024 ein selbstständiges und unwiderrufliches

Garantieversprechen zugunsten der Gesellschaft abgegeben.

Die Garantieverpflichtung beläuft sich auf bis zu EUR 75.000 und ist mit einem qualifizierten Rangrücktritt

versehen, wonach Rückzahlungsansprüche der Gesellschafter hinter die Forderungen sämtlicher übriger

Gläubiger zurücktreten und erst nach deren vollständiger Befriedigung geltend gemacht werden dürfen.

Unter Berücksichtigung dieses Zahlungsversprechens sowie der vorliegenden Ertrags- und

Liquiditätsplanung ist die Geschäftsführung zu der Einschätzung gelangt, dass die Zahlungsfähigkeit der

Gesellschaft im Prognosezeitraum gewährleistet ist und keine insolvenzrechtliche Überschuldung besteht.

Der Vorstand geht daher davon aus, dass die Gesellschaft ihre Tätigkeit fortführen kann und wird, sodass

der Jahresabschluss auf der Grundlage der Fortführungsannahme gemäß § 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB

aufgestellt wurde.

II. Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 wurde nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches über

die Rechnungslegung von Kapitalgesellschaften, den ergänzenden Vorschriften des Gesetzes betreffend die

Gesellschaften mit beschränkter Haftung sowie der ergänzenden Bestimmungen der Satzung aufgestellt.

Auf die Rechnungslegung der Gesellschaft finden die Vorschriften für kleine Kapitalgesellschaften im Sinne

des § 267 Abs. 1 HGB Anwendung. Es werden die Erleichterungen nach § 288 HGB in Anspruch

genommen.

III. Angaben zu den Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätzen

Der Jahresabschluss wurde unter Beachtung der generellen Ansatzvorschriften der 

§§ 246-251 HGB sowie unter Berücksichtigung der besonderen Ansatzvorschriften für Kapitalgesellschaften,

§§ 265, 268-274a, §§ 276-277 HGB, und unter Beachtung der generellen Bewertungsvorschriften der 

§§ 252-256a HGB aufgestellt. Ein Lagebericht braucht gem. § 264 Abs. 1 S. 4 HGB nicht aufgestellt zu



 Anlage 3

Commertunity AG
ANHANG vom 01.01.2024 bis 31.12.2024

werden. Das Anlagevermögen ist in einem Bestandsnachweis ordnungsgemäß entwickelt.

Auf die Gliederung der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung finden die Vorschriften der § 266 und

§ 275 HGB Anwendung. Die Gewinn- und Verlustrechnung wird entsprechend dem Gesamtkostenverfahren

dargestellt. 

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden gegenüber dem Vorjahr unverändert beibehalten.

Anlagevermögen
Entgeltlich erworbene immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens wurden planmäßig

unter Zugrundelegung der voraussichtlichen Nutzungsdauer von drei Jahren linear abgeschrieben.

Sachanlagen sind grundsätzlich mit den Anschaffungskosten einschließlich Nebenkosten, vermindert um

planmäßige Abschreibungen, angesetzt. Die planmäßigen Abschreibungen erfolgen unter Zugrundelegung

der voraussichtlichen Nutzungsdauer von drei Jahren linear.

Umlaufvermögen
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sind mit dem Nennwert bzw. mit dem am

Bilanzstichtag beizulegenden niedrigeren Wert und unter Berücksichtigung aller erkennbaren Risiken

angesetzt.

Die flüssigen Mittel sind zum Nennwert angesetzt.

Rechnungsabgrenzungsposten

Als aktive Rechnungsabgrenzungsposten sind Auszahlungen vor dem Abschlussstichtag angesetzt,

soweit sie Aufwand für einen bestimmten Zeitraum nach diesem Zeitpunkt darstellen.

Eigenkapital
Das gezeichnete Kapital der Gesellschaft beträgt EUR 2.000.000,00 und ist unverändert gegenüber dem

Vorjahr.

Rückstellungen
Die sonstigen Rückstellungen umfassen alle erkennbaren Risiken und ungewisse Verpflichtungen und

sind in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Rückzahlungs- bzw.

Erfüllungsbetrages bewertet. 

Verbindlichkeiten
Die Verbindlichkeiten sind zu ihren Erfüllungsbeträgen ausgewiesen.
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IV. Erläuterungen zu einzelnen Posten der Bilanz

Die Entwicklung und Gliederung der einzelnen Posten des Anlagevermögens ist aus dem Anlagenspiegel

ersichtlich; ebenso die Abschrei bungen des Geschäftsjahres.

Sämtliche Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände haben wie im Vorjahr eine Laufzeit bis zu

einem Jahr.

Die übrigen sonstigen Rückstellungen setzen sich im Wesentlichen aus den folgenden Posten zusammen:

 Ausstehende Rechnungen TEUR 5
 Abschlusskosten TEUR 8

Sämtliche Verbindlichkeiten haben wie im Vorjahr eine Restlaufzeit bis zu einem Jahr.

V. Sonstige Angaben

Haftungsverhältnisse
Eventualverbindlichkeiten oder andere nicht aus der Bilanz ersichtliche wesentliche Haftungsverhältnisse

i.S.d. § 251 HGB lagen zum Bilanzstichtag nicht vor. 

Sonstige finanzielle Verpflichtungen
Die sonstigen finanziellen Verpflichtungen für Leasingverträge belaufen sich auf TEUR 32 

(Vorjahr: TEUR 88), die in 2025 zu leisten sind.

Arbeitnehmer
Die Gesellschaft beschäftigte im Durchschnitt einen Mitarbeiter im Berichtsjahr (Vorjahr: 2 Mitarbeiter). Der

Mitarbeiter war Vorstand.

Organe der Gesellschaft
Vorstand:

Wanja Oberhof

Zum Bilanzstichtag war kein Aufsichtsrat bestellt. Die Bestellung der Aufsichtsratsmitglieder wurde bis zur

Aufstellung dieses Jahresabschlusses nachgeholt.

Vorschlag zur Ergebnisverwendung
Der Vorstand schlägt vor, den im Geschäftsjahr 2024 entstandenen Jahresfehlbetrag in Höhe von 

EUR 31.568,64 auf neue Rechnung vorzutragen.
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Unter Berücksichtigung des Verlustvortrags aus dem Vorjahr in Höhe von EUR 1.995.134,87 ergibt sich ein

Bilanzverlust zum 31. Dezember 2024 von EUR 2.026.703,51, der auf neue Rechnung vorgetragen werden

soll.

Unterschrift der Geschäftsführung

Berlin, den 
Ort, Datum Unterschrift

Wanja S. Oberhof
2.12.2025
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ANLAGENSPIEGEL zum 31. Dezember 2024

Anschaffungs-,
Herstellungs-

Zugänge
Abgänge-

Umbuchungen kumulierte
Abschreibungen

Abschreibungen
Zuschreibungen-

Buchwert Buchwert

kosten vom 01.01.2024
01.01.2024 31.12.2024 bis 31.12.2024 31.12.2024 31.12.2023

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR
        
 

A. Anlagevermögen
 

I. Immaterielle Vermögensgegenstände
 

1. entgeltlich erworbene Konzessionen,
gewerbliche Schutzrechte und ähnliche
Rechte und Werte sowie Lizenzen an sol-
chen Rechten und Werten

11.841,00 5.637,00 3.947,00 6.204,00 10.151,00

Summe Immaterielle Vermögensgegen-
stände

11.841,00 5.637,00 3.947,00 6.204,00 10.151,00

 
II. Sachanlagen

 

1. andere Anlagen, Betriebs- und Geschäfts-
ausstattung

1.294,78 910,78 329,00 384,00 713,00

Summe Sachanlagen 1.294,78 910,78 329,00 384,00 713,00
 

III. Finanzanlagen
 

1. Beteiligungen 1.778.000,00 1.778.000,00- 0,00 0,00 28.001,00
Summe Finanzanlagen 1.778.000,00 1.778.000,00- 0,00 0,00 28.001,00

 

Summe Anlagevermögen 1.791.135,78 1.778.000,00- 6.547,78 4.276,00 6.588,00 38.865,00
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Allgemeine Auftragsbedingungen 
(Stand: Januar 2025) 

Die folgenden "Allgemeinen Auftragsbedingungen" gelten für Verträge zwischen Steuerberatern, Steuerbevollmächtigten, 
Steuerberatungsgesellschaften (im Folgenden „Steuerberater“ genannt), und ihren Auftraggebern, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich 
schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist. 
 
1. Umfang und Ausführung des Auftrags 
(1) Für den Umfang der vom Berater zu erbringenden Leistungen ist der erteilte Auftrag maßgebend. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen 

ordnungsgemäßer Berufsausübung unter Beachtung der einschlägigen berufsrechtlichen Normen und der Berufspflichten (StBerG, BOStB) 
ausgeführt. 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf einer ausdrücklichen Vereinbarung in Textform. 
(3) Ändert sich die Rechtslage nach abschließender Erledigung einer Angelegenheit, so ist der Steuerberater nicht verpflichtet, den Auftraggeber 

auf die Änderung oder die sich daraus ergebenden Folgen hinzuweisen. Etwas anderes gilt nur, wenn dies ausdrücklich in Textform 
vereinbart wird. 

(4) Die Prüfung der Richtigkeit, Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit der dem Steuerberater übergebenen Unterlagen und Zahlen, 
insbesondere der Buchführung und Bilanz, gehört nur zum Auftrag, wenn dies in Textform vereinbart ist. Der Steuerberater wird die vom 
Auftraggeber gemachten Angaben, insbesondere Zahlenangaben, als richtig zu Grunde legen. Soweit er offensichtliche Unrichtigkeiten 
feststellt, wird er den Auftraggeber darauf hinweisen. 

(5) Der Auftrag stellt keine Vollmacht für die Vertretung vor Behörden, Gerichten und sonstigen Stellen dar. Sie ist gesondert zu erteilen. Ist 
wegen der Abwesenheit des Auftraggebers eine Abstimmung mit diesem über die Einlegung von Rechtsbehelfen oder Rechtsmitteln nicht 
möglich, ist der Steuerberater im Zweifel zu fristwahrenden Handlungen berechtigt und verpflichtet. 

 
2. Verschwiegenheitspflicht  
(1) Der Steuerberater ist nach Maßgabe der Gesetze verpflichtet, über alle Tatsachen, die ihm im Zusammenhang mit der Ausführung des 

Auftrags zur Kenntnis gelangen, Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, der Auftraggeber entbindet ihn von dieser Verpflichtung. Die 
Verschwiegenheitspflicht besteht auch nach Beendigung des Auftragsverhältnisses fort. Die Verschwiegenheitspflicht besteht im gleichen 
Umfang auch für die Mitarbeiter des Steuerberaters.  

(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, soweit die Offenlegung zur Wahrung berechtigter Interessen des Steuerberaters erforderlich ist. 
Der Steuerberater ist auch insoweit von der Verschwiegenheitspflicht entbunden, als er nach den Versicherungsbedingungen seiner 
Berufshaftpflichtversicherung zur Information und Mitwirkung verpflichtet ist.  

(3) Gesetzliche Auskunfts- und Aussageverweigerungsrechte, u. a. nach § 102 AO, § 53 StPO und § 383 ZPO, bleiben unberührt. 
(4) Der Steuerberater ist von der Verschwiegenheitspflicht entbunden, soweit dies zur Bestellung eines allgemeinen Vertreters (§ 69 StBerG) 

oder zur Durchführung eines Zertifizierungsaudits in der Kanzlei des Steuerberaters erforderlich ist und die insoweit tätigen Personen 
ihrerseits über ihre Verschwiegenheitspflicht belehrt worden sind. Der Auftraggeber erklärt sich damit einverstanden, dass durch den 
allgemeinen Vertreter oder den Zertifizierer/Auditor Einsicht in seine – vom Steuerberater angelegte und geführte – Handakte genommen 
wird. 

 
3. Mitwirkung Dritter  

Der Steuerberater ist berechtigt, zur Ausführung des Auftrags Mitarbeiter und unter den Voraussetzungen des § 62a StBerG auch externe 
Dienstleister (insbesondere datenverarbeitende Unternehmen) heranzuziehen. Die Beteiligung fachkundiger Dritter zur Mandatsbearbeitung 
(z. B. andere Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Rechtsanwälte) bedarf der Einwilligung und des Auftrags des Auftraggebers. Der 
Steuerberater ist nicht berechtigt und verpflichtet, diese Dritten ohne Auftrag des Auftraggebers hinzuzuziehen. 

 
4. Elektronische Kommunikation, Datenschutz 
(1) Der Steuerberater ist berechtigt, personenbezogene Daten des Auftraggebers im Rahmen der erteilten Aufträge maschinell zu erheben und 

in einer automatisierten Datei zu verarbeiten oder einem Dienstleistungsrechenzentrum zur weiteren Auftragsverarbeitung zu übertragen.  
(2) Der Steuerberater ist berechtigt, in Erfüllung seiner Pflichten nach der DSGVO und dem Bundesdatenschutzgesetz einen Beauftragten für 

den Datenschutz zu bestellen. Sofern dieser Beauftragte für den Datenschutz nicht bereits nach Ziff. 2 Abs. 1 Satz 3 der 
Verschwiegenheitspflicht unterliegt, hat der Steuerberater dafür Sorge zu tragen, dass der Beauftragte für den Datenschutz sich mit 
Aufnahme seiner Tätigkeit zur Wahrung des Datengeheimnisses verpflichtet.  

(3) Der Auftraggeber wird darauf hingewiesen, dass die Verwendung elektronischer Kommunikationsmittel (E-Mail etc.) mit Risiken für die 
Vertraulichkeit der Kommunikation verbunden sein kann. In Kenntnis dessen stimmt der Auftraggeber der Nutzung elektronischer 
Kommunikationsmittel durch den Steuerberater zu. 

 
5. Mängelbeseitigung 
(1) Bei etwaigen Mängeln ist dem Steuerberater Gelegenheit zur Nachbesserung zu geben. 
(2) Offenbare Unrichtigkeiten (z. B. Schreibfehler, Rechenfehler) können vom Steuerberater jederzeit, auch Dritten gegenüber, berichtigt werden. 

Sonstige Mängel darf der Steuerberater Dritten gegenüber mit Einwilligung des Auftraggebers berichtigen. Die Einwilligung ist nicht 
erforderlich, wenn berechtigte Interessen des Steuerberaters den Interessen des Auftraggebers vorgehen. 

 
6. Haftung 
(1) Der Anspruch des Auftraggebers aus dem Auftragsverhältnis mit dem Steuerberater auf Ersatz eines fahrlässig verursachten Schadens wird 

auf 4.000.000,00 EUR (in Worten: vier Millionen EUR) begrenzt.  
Die Haftungsbegrenzung bezieht sich allein auf Fahrlässigkeit. Die Haftung für Vorsatz bleibt insoweit unberührt. Von der 
Haftungsbegrenzung ausgenommen sind Haftungsansprüche für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit. 
Die Haftungsbegrenzung gilt für die gesamte Tätigkeit des Steuerberaters für den Auftraggeber, also insbesondere auch für eine Ausweitung 
des Auftragsinhalts; einer erneuten Vereinbarung der Haftungsbegrenzung bedarf es insoweit nicht. Die Haftungsbegrenzung gilt auch 
gegenüber Dritten, soweit diese in den Schutzbereich des Auftragsverhältnisses fallen; § 334 BGB wird insoweit ausdrücklich nicht 
abbedungen. Einzelvertragliche Haftungsbegrenzungsvereinbarungen gehen dieser Regelung vor, lassen die Wirksamkeit dieser Regelung 
jedoch – soweit nicht ausdrücklich anders geregelt – unberührt. 

(2) Die Haftungsbegrenzung gilt, wenn entsprechend hoher Versicherungsschutz bestanden hat, rückwirkend von Beginn des 
Mandatsverhältnisses bzw. dem Zeitpunkt der Höherversicherung an und erstreckt sich, wenn der Auftragsumfang nachträglich geändert 
oder erweitert wird, auch auf diese Fälle. 

(3) Die Erteilung mündlicher Auskünfte gehört nicht zu den vertraglichen Hauptleistungspflichten des Steuerberaters. Sie bergen die Gefahr 
insbesondere einer unvollständigen mündlichen Darlegung des zu beurteilenden Sachverhalts sowie von Missverständnissen zwischen 
Steuerberater und Auftraggeber. Deshalb wird vereinbart, dass der Steuerberater nur für in Textform erteilte Auskünfte einzutreten hat und 
die Haftung für fahrlässig falsche mündliche Auskünfte des Steuerberaters oder seiner Mitarbeiter ausgeschlossen ist. 

(4) Schadensersatzansprüche des Auftraggebers, mit Ausnahme solcher aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 
verjähren in 18 Monaten zum Jahresende ab Kenntnis oder grob fahrlässiger Unkenntnis des Auftraggebers von den Ansprüchen, spätestens 
aber in fünf Jahren zum Jahresende ab der Anspruchsentstehung. Maßgeblich ist die früher endende Frist. 
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7. Pflichten des Auftraggebers; unterlassene Mitwirkung und Annahmeverzug des Auftraggebers 
(1) Der Auftraggeber ist zur Mitwirkung verpflichtet, soweit es zur ordnungsgemäßen Erledigung des Auftrags erforderlich ist. Insbesondere hat 

er dem Steuerberater unaufgefordert alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen vollständig und so rechtzeitig zu 
übergeben, dass dem Steuerberater eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung steht. Entsprechendes gilt für die Unterrichtung 
über alle Vorgänge und Umstände, die für die Ausführung des Auftrags von Bedeutung sein können. Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle 
Mitteilungen des Steuerberaters zur Kenntnis zu nehmen und bei Zweifelsfragen Rücksprache zu halten. 

(2) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit des Steuerberaters oder seiner Erfüllungsgehilfen beeinträchtigen könnte. 
(3) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Arbeitsergebnisse des Steuerberaters nur mit dessen Einwilligung weiterzugeben, soweit sich nicht bereits 

aus dem Auftragsinhalt die Einwilligung zur Weitergabe an einen bestimmten Dritten ergibt. 
(4) Setzt der Steuerberater beim Auftraggeber Datenverarbeitungsprogramme ein, so ist der Auftraggeber verpflichtet, den Hinweisen des 

Steuerberaters zur Installation und Anwendung der Programme nachzukommen. Des Weiteren ist der Auftraggeber verpflichtet, die 
Programme nur in dem vom Steuerberater vorgeschriebenen Umfang zu nutzen, und er ist auch nur in dem Umfang zur Nutzung berechtigt. 
Der Auftraggeber darf die Programme nicht verbreiten. Der Steuerberater bleibt Inhaber der Nutzungsrechte. Der Auftraggeber hat alles zu 
unterlassen, was der Ausübung der Nutzungsrechte an den Programmen durch den Steuerberater entgegensteht. 

(5) Unterlässt der Auftraggeber eine ihm nach Ziff. 7 Abs. 1 bis 4 oder anderweitig obliegende Mitwirkung oder kommt er mit der Annahme der 
vom Steuerberater angebotenen Leistung in Verzug, so ist der Steuerberater berechtigt, den Vertrag fristlos zu kündigen. Unberührt bleibt 
der Anspruch des Steuerberaters auf Ersatz der ihm durch den Verzug oder die unterlassene Mitwirkung des Auftraggebers entstandenen 
Mehraufwendungen sowie des verursachten Schadens, und zwar auch dann, wenn der Steuerberater von dem Kündigungsrecht keinen 
Gebrauch macht. 

8. Urheberrechtsschutz 
Die Leistungen des Steuerberaters stellen dessen geistiges Eigentum dar. Sie sind urheberrechtlich geschützt. Eine Weitergabe von 
Arbeitsergebnissen außerhalb der bestimmungsgemäßen Verwendung ist nur mit vorheriger Zustimmung des Steuerberaters in Textform 
zulässig.  

 
9. Vergütung, Vorschuss und Aufrechnung 
(1) Die Vergütung (Gebühren und Auslagenersatz) des Steuerberaters für seine Berufstätigkeit nach § 33 StBerG bemisst sich nach der 

Steuerberatervergütungsverordnung (StBVV). Eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung kann in Textform vereinbart werden. 
Die Vereinbarung einer niedrigeren Vergütung ist nur in außergerichtlichen Angelegenheiten zulässig. Sie muss in einem angemessenen 
Verhältnis zu der Leistung, der Verantwortung und dem Haftungsrisiko des Steuerberaters stehen. 

(2) Für Tätigkeiten, die in der StBVV keine Regelung erfahren (z. B. § 57 Abs. 3 Nrn. 2 und 3 StBerG), gilt die vereinbarte Vergütung, anderenfalls 
die für diese Tätigkeit vorgesehene gesetzliche Vergütung, ansonsten die übliche Vergütung (§§ 612 Abs. 2 und 632 Abs. 2 BGB). 

(3) Eine Aufrechnung gegenüber einem Vergütungsanspruch des Steuerberaters ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Forderungen zulässig. Etwaige Ansprüche des Auftraggebers auf Rückzahlung einer gezahlten Vergütung verjähren in 18 Monaten zum 
Jahresende nach Zugang der Rechnung beim Auftraggeber. 

(4) Für bereits entstandene und voraussichtlich entstehende Gebühren und Auslagen kann der Steuerberater einen Vorschuss fordern. Wird 
der geforderte Vorschuss nicht gezahlt, kann der Steuerberater nach vorheriger Ankündigung seine weitere Tätigkeit für den Auftraggeber 
einstellen, bis der Vorschuss eingeht. Der Steuerberater wird seine Absicht, die Tätigkeit einzustellen, dem Auftraggeber rechtzeitig 
bekanntgeben, wenn dem Auftraggeber Nachteile aus einer Einstellung der Tätigkeit erwachsen können. Für den Steuerberater ist eine 
Verrechnung von Vorschüssen mit allen fälligen Forderungen aus dem Auftragsverhältnis möglich, unabhängig davon, für welche Tätigkeit 
der Vorschuss gefordert wurde. 

(5) Rechnungen sind sofort fällig. Alternativ dazu kann der Auftraggeber dem Steuerberater ein SEPA-Basis-Mandat bzw. SEPA-Firmen-
Mandat erteilen. Der Einzug der Lastschrift erfolgt zehn Tage nach Rechnungsdatum, wobei eine Vorabankündigungsfrist (Pre-Notification) 
von mindestens fünf Tagen eingehalten wird. Der Auftraggeber sichert zu, für die Deckung des Kontos zu sorgen. Kosten, die aufgrund von 
Nichteinlösung oder Rückbuchung der Lastschrift entstehen, gehen zu Lasten des Auftraggebers, solange die Nichteinlösung oder die 
Rückbuchung nicht durch den Steuerberater verursacht wurde. 

 
10. Beendigung des Auftrags 
(1) Der Auftrag endet mit Erfüllung der vereinbarten Leistungen, durch Ablauf der vereinbarten Laufzeit oder durch Kündigung. Der Auftrag endet 

nicht durch den Tod, durch den Eintritt der Geschäftsunfähigkeit des Auftraggebers oder im Falle einer Gesellschaft durch deren Auflösung.  
(2) Der Auftrag kann – wenn und soweit er einen Dienstvertrag i. S. d. §§ 611, 675 BGB darstellt – von jedem Vertragspartner außerordentlich 

gekündigt werden, es sei denn, es handelt sich um ein Dienstverhältnis mit festen Bezügen, § 627 Abs. 1 BGB; die Kündigung hat in Textform 
zu erfolgen. Soweit im Einzelfall hiervon abgewichen werden soll, bedarf es einer Vereinbarung zwischen Steuerberater und Auftraggeber. 

(3) Mit Beendigung des Auftrags hat der Auftraggeber dem Steuerberater die beim Auftraggeber zur Ausführung des Auftrags eingesetzten 
Datenverarbeitungsprogramme einschließlich angefertigter Kopien sowie sonstige Programmunterlagen unverzüglich herauszugeben bzw. 
zu löschen. 

(4) Nach Beendigung des Auftragsverhältnisses sind die Unterlagen beim Steuerberater abzuholen. 
(5) Endet der Auftrag vor seiner vollständigen Ausführung, so richtet sich der Vergütungsanspruch des Steuerberaters nach den gesetzlichen 

Regelungen, insbesondere § 12 Abs. 4 StBVV. Soweit im Einzelfall hiervon abgewichen werden soll, bedarf es einer gesonderten 
Vereinbarung in Textform. 

 
11. Zurückbehaltungsrecht in Bezug auf Arbeitsergebnisse und Unterlagen 
(1) Der Steuerberater kann von Unterlagen, die er an den Auftraggeber zurückgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen und zurückbehalten 

oder dies im Wege der elektronischen Datenverarbeitung vornehmen. 
(2) Der Steuerberater kann die Herausgabe der Dokumente verweigern, bis er wegen seiner Gebühren und Auslagen befriedigt ist (§ 66 Abs. 3 

StBerG). Hinsichtlich der Arbeitsergebnisse gilt ein vertragliches Zurückbehaltungsrecht als vereinbart. 
 
12. Gerichtsstand, Erfüllungsort, Information VSBG 
(1) Für den Auftrag, seine Ausführung und sich hieraus ergebende Ansprüche gilt ausschließlich deutsches Recht. Erfüllungsort und 

Gerichtsstand ist, sofern der Auftraggeber Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches Sondervermögen 
ist, die berufliche Niederlassung des Steuerberaters. Dies gilt auch für den Fall, dass der Auftraggeber nach Auftragserteilung seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort in das Ausland verlegt oder der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthaltsort im Zeitpunkt der 
Klageerhebung nicht bekannt sind. 

(2) Der Steuerberater ist nicht bereit, an einem Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle teilzunehmen (§§ 36, 37 
VSBG). 

 
13. Wirksamkeit bei Teilnichtigkeit 

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Geschäftsbedingungen unwirksam sein oder werden, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen 
dadurch nicht berührt. 
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